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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1976 Ausgegeben am 25. Juni 1976 85. Stück

291. Bundesgesetz: 29. Gehaltsgesetz-Novelle
(NR: GP XIV RV 225 AB 249 S. 26. BR: AB 1537 S. 352.)

2 9 2 . Bundesgesetz: 23. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
(NR: GP XIV RV 224 AB 248 S. 26. BR: AB 1536 S. 352.)

2 9 3 . Bundesgesetz: Änderung des Dorotheums-Bedienstetengesetzes
(NR: GP XIV RV 222 AB 246 S. 26. BR: AB 1534 S. 352.)

2 9 4 . Bundesgesetz: 8. Novelle zur Bundesforste-Dienstordnung
(NR: GP XIV RV 223 AB 247 S. 26. BR: AB 1535 S. 352.)

2 9 5 . Bundesgesetz: 11. Novelle zum Hochschulassistentengesetz
(NR: GP XIV RV 220 AB 245 S. 26. BR: AB 1533 S. 352.)

2 9 6 . Bundesgesetz: 2. Novelle zur Kunsthochschul-Dienstordnung
(NR: GP XIV RV 219 AB 244 S. 26. BR: AB 1532 S. 352.)

2 9 7 . Bundesgesetz: Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955
(NR: GP XIV RV 218 AB 243 S. 26. BR: AB 1531 S. 352.)

2 9 1 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1976, mi t
dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird

(29. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 396/
1975, wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 Abs. 2 lit. b wird die Zitierung
„Bundesgesetz über Ersatzleistungen an öffent-
lich Bedienstete während des Karenzurlaubes aus
Anlaß der Mutterschaft, BGBl. Nr. 98/1961,"
durch die Zitierung „Bundesgesetz über Geld-
leistungen an öffentlich Bedienstete während des
Karenzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft,
BGBl. Nr. 395/1974," ersetzt.

2. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten folgende
Fassung:
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3. Die Tabelle im § 30 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

4. § 30 b Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Pflegedienstzulage beträgt monatlich
1. für Beamte der Sanitätshilfsdienste 268 S,
2. für Beamte der medizinisch-technischen

Dienste 704 S,
3. für Beamte des Krankenpflegefachdienstes

und für Hebammen
a) bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse II

704 S,
b) ab der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse II

845 S."

5. § 30 c Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt

monatlich
1. für Stationspfleger und Stationsschwestern

1051 S,
2. für Oberpfleger und Oberschwestern 1 351 S,
3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 1 652 S."

6. Im § 38 Abs. 1 wird in Z. 2 der Betrag
von ,371 S" durch den Betrag von „497 S"
ersetzt

7. Im § 38 a Abs. 1 wird in Z. 2 der Betrag von
„278 S" durch den Betrag von „372 S" ersetzt.

8. Die Tabelle im § 39 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

9. § 41 erhält folgende Fassung:
„Gehalt

§ 41. Der Gehalt des Richteramtsanwärters
beträgt vor Ablegung der Richteramtsprüfung
8 472 S, nach Ablegung dieser Prüfung 8 640 S."

10. Die Tabelle im § 42 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

11. Im § 43 wird der Betrag von „554 S"
durch den Betrag von „742 S" ersetzt.

12. Die Tabelle im § 44 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

13. Die Tabelle im § 48 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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14. § 50 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt für
ordentliche Hochschulprofessoren 3 557 S, für
außerordentliche Hochschulprofessoren und für
Hochschulassistenten 1 777 S."

15. Im § 51 a Abs. 2 Z. 3 wird die Zitierung
„Abs. 2 Z. 1 lit. d" durch die Zitierung „Z. 1
lit d" ersetzt.

16. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

17. § 56 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt jedoch ab-
weichend von Abs. 1 für Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2 b 3 und L 2 b 2
1556 S
und
der Verwendungsgruppe L 2 b 1 888 S."

18. § 57 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstzulage beträgt:

19. § 58 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 b 1,
die an Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten,
gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von 380 S,
Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 b 1, die
an Polytechnischen Lehrgängen Fremdsprachen
unterrichten, gebührt eine Dienstzulage in der
Höhe von 695 S."
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20. § 58 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Dienstzulage beträgt
in den Gehaltsstufen 1 bis 5 422 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 592 S,
ab der Gehaltsstufe 12 843 S;
sie erhöht sich bei den im Abs. 3 lit a genannten
Fremdsprachenlehrern an Polytechnischen Lehr-
gängen und bei den in Abs. 3 lit. c genannten
Arbeitslehrerinnen an Polytechnischen Lehr-
gängen und an hauswirtschaftlichen Berufs-
schulen um 207 S."

21. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag von „935 S"
durch den Betrag von „1 253 S" ersetzt.

22. Im § 59 Abs. 7 werden die Beträge in lit a
von „315 S", in lit b von „478 S" und in lit. c
von „655 S" durch die Beträge von „422 S",
„640 S" und „878 S" ersetzt

23. Im § 59 Abs. 8 wird der Betrag von
„315 S" durch den Betrag von „422 S" ersetzt

24. Im § 59 Abs. 9 wird der Betrag von
„478 S" durch den Betrag von „640 S" ersetzt

25. Im § 59 Abs. 12 wird der Betrag von
„378 S" durch den Betrag von „507 S" ersetzt

26. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

27. Im § 60 Abs. 3 werden die Beträge von
„185 S" und „154 S" durch die Beträge von
„248 S" und „207 S" ersetzt

28. Die Tabelle im § 60 a Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

29. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhalt folgende
Fassung:

30. Im § 65 Abs. 3 wird der Betrag von „1070 S"
durch den Betrag von „1 434 S" ersetzt.

31. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag von
„629 S" durch den Betrag von „843 S" ersetzt

32. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

33. Im § 73 Abs. 1 erhält der letzte Satz
folgende Fassung:

„Die Dienstzulage beträgt während der Dauer
des provisorischen Dienstverhältnisses 152 S und
nach der Definitivstellung
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34. Im § 73 a werden die Beträge von „378 S",
„399 S" und „473 S" durch die Beträge „507 S",
„534 S" und „634 S" ersetzt.

35. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

36. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

37. Im § 76 a Abs. 1 werden die Beträge von
„448 S", „336 S" und „224 S" durch die
Beträge von „600 S", „451 S" und „300 S"
ersetzt.

38. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag von „371 S"
durch den Betrag von „497 S" ersetzt.

39. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

40. Im § 79 a wird der Betrag von „952 S"
durch den Betrag von „1276 S" ersetzt

41. Im § 79 b werden in Z. 3 die Beträge von
„183 S" und „219 S" durch die Beträge von
„245 S" und „294 S" ersetzt.

42. Im § 85 b Abs. 1 wird der Betrag von
„175 S" durch den Betrag von „234 S" ersetzt

43. Im § 85 d wird der Betrag von „840 S"
durch den Betrag von „1126 S" ersetzt

44. § 86 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Beamter, der dem im Abs. 1 umschrie-
benen Personenkreis angehört, kann durch Vor-
rückung die nachstehenden weiteren Gehalts-
stufen erreichen:
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Diese weiteten Gehaltsstufen sind bei der
Beurteilung des Anspruches auf eine Dienst-
alterszulage außer Betracht zu lassen."

Artikel II

Das Gehaltsgesetz 1956 in der Fassung des
Art. I dieses Bundesgesetzes wird wie folgt
geändert:

1. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten folgende
Fassung:

2. Die Tabelle im § 30 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

3. § 30 b Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Pflegedienstzulage beträgt monatlich
1. für Beamte der Sanitätshilfsdienste 272 S,

2. für Beamte der medizinisch-technischen
Dienste 714 S,

3. für Beamte des Krankenpflegefachdienstes
und für Hebammen

a) bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse II
714 S,

b) ab der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse II
857 S."
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4. § 30 c Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt
monatlich

1. für Stationspfleger und Stationsschwestern
1065 S,

2. für Oberpfleger und Oberschwestern 1370 S,
3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 1675 S."

5. Im § 38 Abs. 1 wird in Z. 2 der Betrag
von „497 S" durch den Betrag von „504 S"
ersetzt

6. Im § 38 a Abs. 1 wird in Z. 2 der Betrag
von „372 S" durch den Betrag von „377 S"
ersetzt

7. Die Tabelle im § 39 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

8. § 41 erhält folgende Fassung:

„Gehalt

§ 41. Der Gehalt des Richteramtsanwärters be-
trägt vor Ablegung der Richteramtsprüfung
8 589 S, nach Ablegung dieser Prüfung 8 760 S."

9. Die Tabelle im § 42 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

10. Im § 43 wird der Betrag von „742 S"
durch den Betrag von „753 S" ersetzt

11. Die Tabelle im § 44 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

12. Die Tabelle im § 48 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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13. § 50 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt für ordent-
liche Hochschulprofessoren 3 607 S, für außer-
ordentliche Hochschulprofessoren und für Hoch-
schulassistenten 1 802 S."

14. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

15. § 56 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Dienstalterszulage beträgt jedoch ab-

weichend von Abs. 1 für Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2 b 3 und L 2 b 2
1578 S
und
der Verwendungsgruppe L 2 b 1 901 S."

16. § 57 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstzulage beträgt:
17. § 58 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 b I,
die an Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten,
gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von 385 S,
Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 b 1, die
an Polytechnischen Lehrgängen Fremdsprachen
unterrichten, gebührt eine Dienstzulage in der
Höhe von 705 S."

18. § 58 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Dienstzulage beträgt

in den Gehaltsstufen 1 bis 5 428 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 600 S,
ab der Gehaltsstufe 12 855 S;
sie erhöht sich bei den in Abs. 3 lit. a genannten
Fremdsprachlehrern an Polytechnischen Lehr-
gängen und bei den in Abs. 3 lit. c genannten
Arbeitslehrerinnen an Polytechnischen Lehr-
gängen und an hauswirtschaftlichen Berufs-
schulen um 210 S."
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19. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag von
„1253 S" durch den Betrag von „1271 S" ersetzt

20. Im § 59 Abs. 7 werden die Beträge in
lit. a von „422 S", in lit. b von „640 S" und
in lit. c von „878 S" durch die Beträge von
„428 S", „649 S" und „890 S" ersetzt.

21. Im § 59 Abs. 8 wird der Betrag von
„422 S" durch den Betrag von „428 S" ersetzt.

22. Im § 59 Abs. 9 wird der Betrag von „640 S"
durch den Betrag von „649 S" ersetzt

23. Im § 59 Abs. 12 wird der Betrag von
„507 S" durch den Betrag von „514 S" ersetzt

24. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

25. Im § 60 Abs. 3 werden die Beträge von
„248 S" und „207 S" durch die Beträge von
„252 S" und „210 S" ersetzt

26. Die Tabelle im § 60 a Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

27. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

28. Im § 65 Abs. 3 wird der Betrag von „1434 S"
durch den Betrag von „1 455 S" ersetzt

29. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag von
„843 S" durch den Betrag von „855 S" ersetzt

30. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

31. Im § 73 Abs. 1 erhält der letzte Satz folgende
Fassung:

„Die Dienstzulage beträgt während der Dauer
des provisorischen Dienstverhältnisses 154 S
und nach der Definitivstellung
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32. Im § 73 a werden die Beträge von „507 S",
„534 S" und „634 S" durch die Beträge von
„514 S", „542 S" und „643 S" ersetzt

33. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

34. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

35. Im § 76 a Abs. 1 werden die Beträge von
„600 S", „451 S" und „300 S" durch die
Beträge von „609 S", „457 S" und „304 S"
ersetzt.

36. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag von
„497 S" durch den Betrag von „504 S" ersetzt.

37. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

38. Im § 79 a wird der Betrag von „1276 S"
durch den Betrag von „1 294 S" ersetzt

39. Im § 79 b werden in Z. 3 die Beträge von
„245 S" und „294 S" durch die Beträge von
„248 S" und „298 S" ersetzt

40. Im § 85 b Abs. 1 wird der Betrag von
„234 S" durch den Betrag von „238 S" ersetzt.

41. Im § 85 d wird der Betrag von „1 126 S"
durch den Betrag von „1142 S" ersetzt

42. § 86 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Beamter, der dem im Abs. 1 umschrie-
benen Personenkreis angehört, kann durch Vor-

rückung die nachstehenden weiteren Gehalts-
stufen erreichen:
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Diese weiteren Gehaltsstufen sind bei der
Beurteilung des Anspruches auf eine Dienst-
alterszulage außer Betracht zu lassen."

Artikel III

(1) Es treten außer Kraft:
1. Art. V und VII der 19. Gehaltsgesetz-

Novelle, BGBl. Nr. 198 /1969.
2. Art. X Abs. 2 und 3, Art XI und Art. XIII

der 20. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 245/
1970,

3. Art. II der 23. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 168/1972,

4. Art. III der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972,

5. Art. V der 26. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 318/1973,
und

6. Art. VI der 27. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 392/1974.

(2) Die gemäß Abs. 1 außer Kraft tretenden
Bestimmungen sind auf die im Zeitpunkt des
Außerkrafttretens anhängigen und noch nicht
abgeschlossenen Verfahren weiter anzuwenden.

(3) Art. I Z. 5 der 28. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 396/1975, erhält folgende Fassung:

„5. Die bisherigen Abs. 3 bis 5 des § 61 erhalten
die Bezeichnung ,(5)' bis ,(7)'."

Artikel IV

(1) Für das Sommersemester 1976 und die
Studienjahre 1976/77 bis 1978/79 gebühren die
Amtszulagen gemäß § 51 b des Gehaltsgesetzes
1956 in der Fassung der 27. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 392/1974, auch den Ordentlichen
Universitätsprofessoren, die die Funktion eines
Dekans oder eines Prodekans gemäß § 111 Abs. 6
des Universitäts-Organisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 258/1976, tatsächlich ausüben; § 51 b Abs. 7
des Gehaltsgesetzes 1956 ist zu beachten.

(2) Solange eine Statistik im Sinne des § 51 b
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 für die nach § 12
und § 111 Abs. 4 des Universitäts-Organisations-
gesetzes geteilten Fakultäten nicht vorliegt, ge-
bührt den Dekanen und Prodekanen der nach-
stehend angeführten Fakultäten sowie den Ordent-
lichen Universitätsprofessoren, die die Funktion
eines Dekans oder Prodekans an einer dieser
Fakultäten ausüben, die Amtszulage entsprechend
den nachstehend angeführten Amtszulagen-
gruppen.

Amtszulagengruppe II:

Geisteswissenschaftliche Fakultät der Uni-
versität Wien

Amtszulagengruppe III:

Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität
Wien

Grund- und Integrativwissenschaftliche Fakultät
der Universität Wien

Formal- und Naturwissenschaftliche Fakultät
der Universität Wien

Geisteswissenschaftliche Fakultät der Universi-
tät Graz

Naturwissenschaftliche Fakultät der Universität
Graz

Geisteswissenschaftliche Fakultät der Universi-
tät Salzburg

Amtszulagengruppe IV:

Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakul-
tät der Universität Wien

Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universi-
tät Graz

Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakul-
tät der Universität Graz

Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universi-
tät Innsbruck

Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakul-
tät der Universität Innsbruck

Geisteswissenschaftliche Fakultät der Universi-
tät Innsbruck

Naturwissenschaftliche Fakultät der Universität
Innsbruck

Naturwissenschaftliche Fakultät der Universität
Salzburg

Fakultät für Raumplanung und Architektur
der Technischen Universität Wien

Fakultät für Bauingenieurwesen der Techni-
schen Universität Wien

Fakultät für Maschinenbau der Technischen
Universität Wien

Fakultät für Elektrotechnik der Technischen
Universität Wien

Fakultät für Architektur der Technischen Uni-
versität Graz
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Fakultät für Bauingenieurwesen der Techni-
schen Universität Graz

Fakultät für Maschinenbau der Technischen
Universität Graz

Fakultät für Elektrotechnik der Technischen
Universität Graz

Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universi-
tät Linz

Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakul-
tät der Universität Linz

Artikel V

(1) Mit Wirkung vom 1. Jänner 1977 bildet
die Verwaltungsdienstzulage auch bei den Be-
amten der Allgemeinen Verwaltung und den
Beamten in handwerklicher Verwendung, die vor
dem 1. Dezember 1972 aus dem Dienststand
ausgeschieden sind, einen Bestandteil des ruhe-
genußfähigen Monatsbezuges.

(2) Die Erhöhung des Ruhegenusses, die sich
aus der Einbeziehung der Verwaltungsdienstzulage
in den ruhegenußfähigen Monatsbezug ergibt,
gebührt
vom 1. Jänner 1977 an im Ausmaß von 40 v. H.,
vom 1. Jänner 1978 an im Ausmaß von 70 v. H.
und
vom 1. Jänner 1979 an im vollen Ausmaß.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2
gelten für die Angehörigen und Hinterbliebenen
der im Abs. 1 bezeichneten Beamten sinngemäß.

Artikel VI
(1) Es treten in Kraft:
1. Art, III Abs. 3 mit 1. Jänner 1975,
2. Art I mit 1. Juli 1976 und
3. Art II und V mit 1. Jänner 1977.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist,
der Bundeskanzler und jeder Bundesminister
insoweit betraut, als er oberste Dienstbehörde
ist

Kirchschläger
Kreisky Bielka Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Weihs Häuser Sinowatz

Lanc Firnberg

2 9 2 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1976, mit
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
geändert wird (23. Vertragsbediensteten-

gesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundes-

gesetz BGBl. Nr. 397/1975, wird wie folgt
geändert:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

2. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

3. Die Tabelle im § 22 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:
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4. § 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Für den Anspruch auf Omnibuslenker-
zulage, Pflegedienstzulage und Pflegedienst-Char-
genzulage gelten die einschlägigen gesetzlichen
Bestimmungen für die Bundesbeamten sinngemäß
mit der Maßgabe, daß Vertragsbediensteten des
Krankenpflegefachdienstes und Hebammen bis
zur Entlohnungsstufe 10 die niedrigere und ab
der Entlohnungsstufe 11 die höhere Pflege-
dienstzulage gebührt."

5. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

6. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

7. Im § 44 a Abs. 1 letzter Satz werden die
Beträge von „152,10 S", „218,40 S" und „79,30 S"
durch die Beträge von „203,90 S", „292,70 S"
und „106,30 S" ersetzt.

8. Im § 44 a Abs. 2 werden die Beträge von
„146,40 S" und „267,80 S" durch die Beträge
von „196,10 S" und „358,90 S" ersetzt.

9. Im § 44 a Abs. 3 wird in lit.
a) der Betrag von „146,30 S" durch den

Betrag von „196,10 S",
b) der Betrag von „146,30 S" durch den

Betrag von „196,10 S",
c) der Betrag von „267,80 S" durch den

Betrag von „358,90 S",
d) der Betrag von „120,20 S" durch den

Betrag von „161,10 S" ersetzt.

10. Im § 44 a Abs. 4 werden die Beträge von
„95,60 S" und „79,30 S" durch die Beträge von
„128,20 S" und „106,30 S" ersetzt.

11. Im § 44 a Abs. 5 wird der Betrag von
„162,80 S" durch den Betrag von „218,20 S"
ersetzt

12. Im § 44 a Abs. 6 werden die Beträge von
„S 14.593", „S 11.627" und „S 7.772" durch
die Beträge von „S 19.559", „S 15.583" und
„S 10.417" ersetzt.
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Artikel II

Das Vertagsbedienstetengesetz 1948 in der
Fassung des Art. I dieses Bundesgesetzes wird
wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

2. Im § 44 a Abs. 1 letztet Satz werden die
Beträge von „203,90 S", „292,70 S" und
,106,30 S" durch die Beträge von „208,80 S",
"300,— S" und „109,— S" ersetzt.

3. Im § 44 a Abs. 2 werden die Beträge von
„196,10 S" und "358,90 S" durch die Beträge
von „200,90 S" und „367,70 S" ersetzt

4. Im § 44 a Abs. 3 wird in lit.
a) der Betrag von „196,10 S" durch den

Betrag von „200,90 S",
b) der Betrag von „196,10 S" durch den Betrag

von „200,90 S",
c) der Betrag von „358,90 S" durch den

Betrag von „367,70 S",
d) der Betrag von „161,10 S" durch den

Betrag von „165,20 S" ersetzt.

5. Im § 44 a Abs. 4 werden die Beträge von
„128,20 S" und „106,30 S" durch die Beträge
von „131,30 S" und „109,— S" ersetzt

6. Im § 44 a Abs. 5 wird der Betrag von
„218,20 S" durch den Betrag von „223,50 S"
ersetzt

Artikel III

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948 in der
Fassung des Art . I bzw. des Art II dieses Bundes-
gesetzes wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

2. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

3. Die Tabelle im § 22 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:
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4. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

5. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

6. Im § 44 a Abs. 1 letztet Satz werden die
Beträge von „208,80 S", „300,— S" und
„109,— S" durch die Beträge von „211,80 S",
„304,30 S" und „110,50 S" ersetzt

7. Im § 44 a Abs. 2 werden die Beträge von
„200,90 S" und „367,70 S" durch die Beträge
von „203,70 S" und „373,— S" ersetzt.

8. Im § 44 a Abs. 3 wird in lit
a) der Betrag von „200,90 S" durch den

Betrag von „203,70 S",
b) der Betrag von „200,90 S" durch den

Betrag von „203,70 S",
c) der Betrag von „367,70 S" durch den

Betrag von „373,— S",

d) der Betrag von „165,20 S" durch den
Betrag von „167,50 S" ersetzt

9. Im § 44 a Abs. 4 werden die Beträge von
„13130 S" und „109,— S" durch die Beträge
von „133,20 S" und „110,50 S" ersetzt.

10. Im § 44 a Abs. 5 wird der Betrag von
„223,50 S" durch den Betrag von „226,60 S"
ersetzt

11. Im § 44 a Abs. 6 werden die Beträge von
„S 19.559", „S 15.583" und „S 10.417" durch
die Beträge von „S 19.836", „S 15.804" und
„S 10.564" ersetzt

Artikel IV

Soweit in Sonderverträgen auf Grund des
§ 36 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 110/
1966 eine Valorisierung von Bezügen oder
Bezugsbestandteilen aus Anlaß von Bezugs-
erhöhungen oder Teuerungsabgeltungen im
öffentlichen Dienst vorgesehen ist, treten für
die Erhöhungstermine 1. Juli 1976 und 1. Jänner
1977 folgende Bestimmungen an ihre Stelle:

1. Sondervertragliche Monatsentgelte sind ab
1. Juli 1976 um den Hundertsatz zu er-
höhen, um den ein gleich hohes Monats-
entgelt gemäß Art I oder — wenn ein
gleich hohes Monatsentgelt im Vertrags-
bedienstetengesetz nicht vorgesehen ist —
ein gleich hoher Monatsbezug (ohne Haus-
haltszulage) eines Beamten nach Art. I
der 29. Gehaltsgesetz-Novelle erhöht
wurde, mindestens aber um 6,5 v. H.
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2. Sondervertragliche Monatsentgelte sind ab
1. Jänner 1977 um den Hundertsatz zu
erhöhen, um den ein gleich hohes, im
Art. I angeführtes Monatsentgelt gemäß
Art. III oder — wenn ein gleich hohes
Monatsentgelt im Art. I nicht vorgesehen
ist — ein gleich hoher Monatsbezug (ohne
Haushaltszulage) eines Beamten im Art. I
der 29. Gehaltsgesetz-Novelle gemäß Art. II
der 29. Gehaltsgesetz-Novelle erhöht wurde,
mindestens aber um den Hundertsatz,
der sich aus einer Erhöhung von 106,5 v. H.
auf 108 v. H. ergibt.

3. Wenn bei Anwendung der Z. 1 oder 2 ein
gleich hohes Monatsentgelt oder ein gleich
hoher Monatsbezug (ohne Haushaltszulage)
nicht vorliegt, ist der Hundertsatz der
Erhöhung nach dem jeweils nächstgelege-
nen Monatsentgelt bzw. Monatsbezug (ohne
Haushaltszulage) zu bemessen.

4. Ist in Sonderverträgen die Valorisierung
von Zulagen, nicht aber des Monatsent-
geltes vorgesehen, sind die betreffenden
Zulagen ab 1. Juli 1976 bzw. ab 1. Jänner
1977 um den Hundertsatz zu erhöhen, um
den die übrigen im Vertragsbediensteten-
gesetz vorgesehenen Zulagen (ausgenom-
men die Haushaltszulage) zum selben Termin
erhöht werden.

5. Allfällige Teuerungszulagen sind bei An-
wendung der Z. 1, 3 und 4 und für die
Zeit ab dem 1. Juli 1976 als Teil jener
Entgeltbestandteile zu behandeln, zu denen
sie vor dem 1. Juli 1976 gebührt haben.

Artikel V

(1) Es treten in Kraft:

1. Ar t I und Art. IV (soweit sich dieser
auf Besoldungsmaßnahmen bezieht, die
mit Wirkung vom 1. Juli 1976 vorzunehmen
sind) mit 1. Juli 1976,

2. Art. II mit 1. September 1976 und

3. Art. IIII und Art. IV (soweit er nicht bereits
mit 1. Juli 1976 in Kraft getreten ist) mit
1. Jänner 1977.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines
Bundesministers betreffen, dieser Bundesminister
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Bielka Moser
Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg

2 9 3 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1976, mi t
dem das Dorotheums-Bedienstetengesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Dorotheums-Bedienstetengesetz, BGBl.
Nr. 194/1968, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 794/1974, wird wie folgt
geändert:

1. Die Tabelle im § 6 Abs. 2 hat zu lauten:

2. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des Betriebsdienstes
der Dienststufen 6 bis 11 erhöht sich der nach
Abs. 2 für die Dienststufe 5 vorgesehene
Gehalt um
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3. Die Tabelle im § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

4. § 7 Abs. 3 bat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des schätztechnischen
Dienstes der Dienststufen 5 bis 7 erhöht sich
der nach Abs. 2 für die Dienststufe 4 vorge-
sehene Gehalt um

5. Die Tabelle in § 8 Abs. 3 hat zu lauten:

6. Die Tabelle im § 9 Abs. 2 hat zu lauten:

7. Die Tabelle im § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

Artikel II

Das Dorotheums-Bedienstetengesetz in der
Fassung des Artikels I dieses Bundesgesetzes
wird wie folgt geändert:
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1. Die Tabelle im § 6 Abs. 2 hat zu lauten:

2. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Für die Bediensteten des Betriebsdienstes

der Dienststufen 6 bis 11 erhöht sich der nach
Abs. 2 für die Dienststufe 5 vorgesehene
Gehalt um

3. Die Tabelle im § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

4. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des schätztechnischen
Dienstes der Dienststufen 5 bis 7 erhöht sich der
nach Abs. 2 für die Dienststufe 4 vorgesehene
Gehalt um

5. Die Tabelle in § 8 Abs. 3 bat zu lauten:

6. Die Tabelle im § 9 Abs. 2 hat zu lauten:
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7. Die Tabelle im § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

Artikel III
(1) Es treten in Kraft:
1. Artikel I mit 1. Juli 1976 und
2. Artikel II mit 1. Jänner 1977.
(2) Die Teuerungszulagenverordnung 1975,

BGBl. Nr. 340, ist auf die in diesem Bundes-
gesetz angeführten Bezugsansätze nicht anzu-
wenden.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Inneres betraut.

Kirchschläger
Kreisky Rösch

2 9 4 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1976, mit
dem die Bundesforste-Dienstordnung ge-
ändert wird (8. Novelle zur Bundesforste-

Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-

gesetz BGBl. Nr. 398/1975, wird wie folgt
geändert:

1. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

2. § 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt in dar
Verwendungsgruppe A 658 S, in der Verwen-
dungsgruppe B 501 S, in der Verwendungs-
gruppe C 314 S und in der Verwendungs-
gruppe D 272 S. Sie erhöht sich nach vier in
der höchsten Gehaltsstufe verbrachten Jahren
auf das doppelte Ausmaß der vorgenannten
Beträge."

3. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung:



1116 85. Stück — Ausgegeben am 25. Juni 1976 — Nr. 294

4. § 25 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Der Zuschlag beträgt

1. für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3
für jeden vollen Punkt 36,10 S, wenn
jedoch die Punktezahl mehr als 26 beträgt,
für jeden vollen Punkt, mit dem die
Zahl 26 überschritten wird, abweichend
vom erstgenannten Betrag 72,40 S;

2. für Revierförster
a) für 3 Punkte 248,— S,

b) für 4 Punkte 329,70 S,

c) für 5 Punkte 412,80 S und

d) für jeden weiteten Punkt 205,— S
zusätzlich."

5. Im § 25 a Abs. 1 wird der Betrag von
„731 S" durch den Betrag von „980 S" ersetzt.

Artikel II

Die Bundesforste-Dienstordnung in der Fas-
sung des Art. I dieses Bundesgesetzes wird wie
folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

2. § 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Dienstalterszulage beträgt in der

Verwendungsgruppe A 668 S, in der Verwen-
dungsgruppe B 509 S, in der Verwendungs-
gruppe C 318 S und in der Verwendungs-
gruppe D 276 S. Sie erhöht sich nach vier in
der höchsten Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf
das doppelte Ausmaß der vorgenannten Beträge."

3. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

4. § 25 Abs. 6 erhält folgende Fassung:
„(6) Der Zuschlag beträgt
1. für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3

für jeden vollen Punkt 36,70 S, wenn
jedoch die Punktezahl mehr als 26 beträgt,
für jeden vollen Punkt, mit dem die
Zahl 26 überschritten wird, abweichend
vom erstgenannten Betrag 73,40 S;

2. für Revierförster
a) für 3 Punkte 251,50 S,
b) für 4 Punkte 334,40 S,
c) für 5 Punkte 418,60 S und
d) für jeden weiteren Punkt 207,90 S

zusätzlich,"

5. Im § 25 a Abs. 1 wird der Betrag von
„980 S" durch den Betrag von „993 S" ersetzt.
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Artikel III

Der im Art III Z. 3 der 7. Novelle zur Bundes-
forste-Dienstordnung, BGBl. Nr. 398/1975,
angeführte Betrag von „700 S" wird ersetzt

1. für die Zeit vom 1. Juli 1976 bis zum
31. Dezember 1976 durch den Betrag von
„938 S" und

2. für die Zeit danach durch den Betrag von
„951 S".

Artikel IV

Art. IV der 23. Vertragsbedienstetengesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 292/1976, ist auf Sonder-
verträge gemäß § 56 der Bundesforste-Dienst-
ordnung sinngemäß anzuwenden.

Artikel V

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I, III und IV (soweit sich dieser auf

Besoldungsmaßnahmen bezieht, die mit
Wirkung vom 1. Juli 1976 vorzunehmen
sind) mit 1. Juli 1976 und

2, Art. II und IV (soweit er nicht bereits
mit 1. Juli 1976 in Kraft getreten ist) mit
1. Jänner 1977.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Bielka Moser
Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg

2 9 5 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1976,
mit dem das Hochschulassistentengesetz 1962
geändert wird (11. Novelle zum Hochschul-

assistentengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Hochschulassistentengesetz 1962, BGBl.
Nr. 216, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 428/1975, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Der Abs. 1 des § 18 erhält folgende Fassung:

„(1) Vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfs-
kräften gebührt ein Monatsentgelt von 6.056 S;
das Monatsentgelt beträgt aber für wissenschaft-
liche Hilfskräfte, die Diplomkaufmann, Diplom-

volkswirt oder Diplomdolmetscher sind, 6.345 S.
Neben dem Monatsentgelt gebührt eine Haus-
haltszulage nach den Bestimmungen der §§ 4
und 5 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54.
Nicht vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfs-
kräften gebührt der ihrer Arbeitszeit entspre-
chende Teil des Monatsentgeltes und der Haus-
haltszulage."

2. Die Abs. 2 und 3 des § 21 erhalten folgende
Fassung:

„(2) Das Monatsentgelt der vollbe-
schäftigten Vertragsassistenten beträgt
im ersten Jahr ihrer Verwendung . . . . 8.050 S,
vom zweiten bis einschließlich dem

vierten Jahr ihrer Verwendung . . 8.480 S,
ab dem fünften Jahr ihrer Verwen-

dung 8.910S,
ab dem siebenten Jahr ihrer Verwen-

dung 9771 S
und ab dem neunten Jahr ihrer Ver-

wendung 10.385 S.

(3) Das Monatsentgelt erhöht sich
für Vertragsassistenten, welche das
Doktorat der Medizin erworben haben
und als Ärzte verwendet werden, ab
dem elften Jahr ihrer Verwendung
auf 11.101 S,
ab dem dreizehnten Jahr ihrer Ver-

wendung auf 11.702 S
und ab dem fünfzehnten Jahr ihrer

Verwendung auf 12.305 S."

Artikel II

Das Hochschulassistentengesetz 1962 in der
Fassung des Art. I dieses Bundesgesetzes wird
wie folgt geändert:

1. Der Abs. 1 des § 18 erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfs-
kräften gebührt ein Monatsentgelt von 6.138 S;
das Monatsentgelt beträgt aber für wissenschaft-
liche Hilfskräfte, die Diplomkaufmann, Diplom-
volkswirt oder Diplomdolmetscher sind, 6.432 S.
Neben dem Monatsentgelt gebührt eine Haus-
haltszulage nach den Bestimmungen der §§ 4 und
5 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54. Nicht
vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfskräften
gebührt der ihrer Arbeitszeit entsprechende Teil
des Monatsengeltes und der Haushaltszulage."

2. Die Abs. 2 und 3 des § 21 erhalten folgende
Fassung:

„(2) Das Monatsengelt der vollbe-
schäftigten Vertragsassistenten beträgt
im ersten Jahr ihrer Verwendung . . 8.161 S,



1118 85. Stück — Ausgegeben am 25. Juni 1976 — Nr. 296

vom zweiten bis einschließlich dem
vierten Jahr ihrer Verwendung . . 8.597 S,

ab dem fünften Jahr ihrer Verwen-
dung 9.034 S,

ab dem siebenten Jahr ihrer Ver-
wendung 9.907 S

und ab dem neunten Jahr ihrer Ver-
wendung 10.529 S.

(3) Das Monatsengelt erhöht sich
für Vertragsassistenten, welche das
Doktorat der Medizin erworben
haben und als Ärzte verwendet wer-
den, ab dem elften Jahr ihrer Ver-
wendung auf 11.255 S,

ab dem dreizehnten Jahr ihrer Ver-
wendung auf 11.864 S

und ab dem fünfzehnten Jahr ihrer
Verwendung auf 12.476 S."

Artikel III

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I mit 1. Juli 1976 und
2. Art. II mit 1. Jänner 1977.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Firnberg

296. Bundesgesetz vom 9. Juni 1976,
mit dem die Kunsthochschul-Dienstordnung
geändert wird (2. Novelle zur Kunsthoch-

schul-Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Kunsthochschul-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 77/1972, in der Fassung der 1. Novelle zur
Kunsthochschul-Dienstordnung, BGBl. Nr. 219/
1972, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 treten an die Stelle der Abs. 2
und 3 folgende Bestimmungen:

„(2) Als Mindest- und Höchstsätze der Jahres-
entlohnung für eine Unterrichtsstunde pro Woche
gelten:

2. Die bisherigen Abs. 4 und 5 des § 3 sind
als Abs. 3 und 4 zu bezeichnen.

Artikel II
§ 3 Abs. 2 der Kunsthochschul-Dienstordnung

in der Fassung des Art. I wird wie folgt geän-
dert:

„(2) Als Mindest- und Höchstsätze der Jahres-
entlohnung für eine Unterrichtsstunde pro Woche
gelten:

Artikel III

(1) An die Stelle der im Dienstvertrag fest-
gesetzten Entlohnungen treten ab 1. Juli 1976
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Entlohnungen, die sich aus dem auf volle Schil-
ling gerundeten Ergebnis der Berechnungsformel

ergeben. Hiebei sind einzusetzen:

1. für A: der in Schilling ausgedrückte Dif-
ferenzbetrag zwischen dem gemäß Art. I
in Betracht kommenden Höchst- und Min-
destsatz;

2. für B: der in Schilling ausgedrückte Dif-
ferenzbetrag zwischen der bisherigen Ent-
lohnung und dem am 30. Juni 1976 gel-
tenden Mindestsatz;

3. für C: der in Schilling ausgedrückte Dif-
ferenzbetrag zwischen dem am 30. Juni
1976 geltenden Höchst- und Mindestsatz;

4. für D: der gemäß Art. I in Betracht kom-
mende Mindestsatz.

(2) An die Stelle der sich aus Abs. 1 ergeben-
den Entlohnungen treten ab 1. Jänner 1977 Ent-
lohnungen, die sich aus der Berechnung gemäß
Abs. 1 ergeben, wobei jedoch bei Anwendung
der Z. 1 und 4 des Abs. 1 an Stelle der gemäß
Art. I in Betracht kommenden Höchst- und
Mindestsätze von den gemäß Art. II in Betracht
kommenden Höchst- und Mindestsätzen aus-
zugehen ist.

Artikel IV
(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I und Art. III Abs. 1 mit 1. Juli 1976

und
2. Art. II und Art. III Abs. 2 mit 1. Jänner

1977.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Firnberg

2 9 7 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1976,
mit dem die Reisegebührenvorschrift 1955

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die auf Grund des § 92 Abs. 1 des Gehalts-

gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, als Bundesgesetz

in Geltung stehende Verordnung der Bundes-
regierung vom 29. März 1955, BGBl. Nr. 133,
in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 203/
1955 und der Bundesgesetze BGBl. Nr. 158/
1967, BGBl. Nr. 192/1971, BGBl. Nr. 574/1973
und BGBl. Nr. 304/1975 wird wie folgt geän-
dert:

1. § 11 Abs. 1 zweiter Satz erhält folgende
Fassung:

„Das Kilometergeld beträgt für die auf solche
Art innerhalb von 24 Stunden zurückgelegten
Wegstrecken

a) für den ersten bis fünften Kilometer
je 1,50 S,

b) ab dem sechsten Kilometer je 3 S."

2. § 13 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Reisezulage beträgt:

3. § 64 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Den Beamten des Vermessungsdienstes

und Beamten, die in gleichartiger Verwendung
stehen, gebührt bei der Durchführung vermes-
sungstechnischer Feldarbeiten für die bei diesem
Anlasse zurückzulegenden Wegstrecken einschließ-
lich der technischen Begehungen im Gelände an
Stelle des Kilometergeldes eine tägliche Pauschal-
vergütung von 27 S."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni 1976
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist jeder Bundesminister insoweit betraut, als
er oberste Dienstbehörde ist.

Kirchschläger
Kreisky Bielka Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Weihs Häuser Sinowatz

Lanc Firnberg
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